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Das Transatlantische Frei-
handelsabkommen, die 

„Transatlantische Handels- 
und Investitionspartner-
schaft“, kurz TTIP, wird 

seit Juli 2013 zwischen Eu-
ropäischer Union (EU) und 
den Vereinigten Staaten von 
Amerika (USA) verhandelt. 

Im Mittelpunkt der Verhandlungen 

stehen der Abbau nichttarifärer Han-

delshemmnisse wie industrielle Sicher-

heitsstandards, technische Vorschriften, 

Umweltstandards, Vorschriften über die 

Sicherheit von Lebens- und Arzneimitteln 

und Zulassungsbedingungen. Die Freien 

Berufe werden von TTIP im Verhandlungs-

kapitel über den Dienstleistungssektor er-

fasst.

Zwei-Pakete-Lösung

„Technische Standards und Vorschrif-

ten zu harmonisieren, macht im Bereich 

von Industrie, Handel und Handwerk Sinn 

und kann höchsten Nutzen stiften“, so der 

Vorsitzende des VFB NW, Hanspeter Klein. 

„Freiberufliche Dienstleistungen müssen 

von TTIP in der jetzigen Form allerdings 

ausgenommen bleiben.“ So könnten die 

EU und die USA in einem ersten Schritt 

ein „technisches Paket“ verabschieden. 

In einem zweiten Schritt könnten unter 

Berücksichtigung freiberuflicher Belange  

Verhandlungen über ein „Dienstleistungs-

paket“ aufgenommen werden. Wichtige 

freiberufliche Grundsätze (Wahrung der 

Kunden- , Mandanten- und Patienteninter-

essen vor Kapitalinteressen, keine Senkung 

von Standards sowie keine Gefährdung 

des Schutzes von Kunden, Mandanten und 

Patienten) könnten in dieser „Zwei-Pa-

kete-Lösung“ angemessen berücksichtigt 

werden. So wäre es denkbar, das „techni-

sche Paket“ mit einer Negativliste und das 

„Dienstleistungspaket“ mit einer Positivlis-

te zu verbinden.

Positiv- statt Negativlisten

Dass gerade die Erstellung von Positivlis-

ten bei TTIP wichtig ist, wie sie im Rahmen 

von Verhandlungen der Welthandelsorga-

nisation üblich sind, zeigt ein Vergleich mit 

den sogenannten Negativlisten. So erfas-

sen Positivlisten die Branchen, welche von 

dem jeweiligen Abkommen erfasst werden 

sollen. Sie dienen der Transparenz. Nega-
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tivlisten hingegen formulieren, welche 

Branchen nicht von den Verhandlungen 

betroffen sein sollen. Negativlisten bergen 

dabei die Gefahr einer unüberschaubaren 

Ausweitung des Abkommens auf ursprüng-

lich nicht intendierte Bereiche. Benach-

teiligt sein könnten die Freien Berufe mit 

ihren Anforderungen an die Berufsaus- und 

-weiterbildung, die Selbstverwaltung, Wer-

bungs- und Fremdkapitalbeschränkungen 

sowie Kosten- und Honorarordnungen, de-

ren Regelungen bekanntermaßen der Ba-

lance zwischen wirtschaftlichen Interessen 

und dem Gemeinwohl dienen.

Freiberuflichkeit bewahren

Auf diese Balance haben die Präsi-

denten und Vorsitzenden der Heilberu-

fe (Bundesärztekammer, Kassenärztliche 

Bundesvereinigung, Bundeszahnärztekam-

mer, Bundesvereinigung Deutscher Apo-

thekerverbände und Kassenzahnärztliche 

Bundesvereinigung) in einer Erklärung im 

Mai 2015 aufmerksam gemacht. So for-

dern sie, die Vielfalt des europäischen Ge-

sundheitswesens und die Freiberuflichkeit 

zu bewahren. In ihrer Erklärung heißt es: 

„Freihandelsabkommen dürfen die Be-

handlungsqualität, den schnellen Zugang 

zur Gesundheitsversorgung und das hohe 

Patientenschutzniveau in Deutschland und 

der EU nicht beeinträchtigen. Das deut-

sche Gesundheitswesen ist geprägt von 

den Prinzipien der Selbstverwaltung und 

der Freiberuflichkeit. Gerade die Gemein-

wohlbindung, der die Kammern und Freien 

Berufe unterliegen, trägt in erheblichem 

Maß zu diesem hohen Niveau bei.“ Weiter 

heißt es: „… Die Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union müssen in Fragen der Ge-

sundheitspolitik und der Ausgestaltung der 

Gesundheitssysteme ihre Souveränität be-

halten. Wir fordern daher eine Positivliste, 

die klarstellt, dass TTIP keine Anwendung 

auf das Gesundheitswesen und die Heilbe-

rufe findet.“

Investitionsschutz durch 
geltendes Recht

Umstritten ist auch der Investitions-

schutz. Was für weltweit tätige Unterneh-

men höchsten Nutzen stiften mag, ist für 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren,

Deutschland ist eine Exportnation. 

Dass Freihandelsabkommen dafür not-

wendig sind, wird niemand ernsthaft 

bestreiten wollen. Solche Abkommen 

müssen für eine der größten Handelsna-

tionen der Welt eine Selbstverständlich-

keit sein. Denn nichttarifäre Handels-

hemmnisse sind ein Ärgernis. Gerade bei 

technischen Standards und Vorschriften 

verhindern sie, dass Waren weltweit rei-

bungslos verteilt und vertrieben werden. 

Daher bedürfen diese oft über Jahrzehn-

te national entwickelten Normen einer 

weltweiten Vereinheitlichung.

Tragende Grundprinzipien der Frei-

beruflichkeit sind die Gemeinwohlori-

entierung, der hohe Qualitätsmaßstab 

und der Zuschnitt der freiberuflichen 

Dienstleistung auf den Einzelfall. Markt-

belebungsstrategien durch den Einbezug 

der Freien Berufe in Freihandelsabkom-

men laufen diesen Prinzipien aber zu-

wider. Schutzvorschriften für Kunden, 

Mandanten und Patienten, der konti-

nentaleuropäische, präventive Rechts-

ansatz, der Leistungswettbewerb und 

der hohe Ausbildungsstandard sichern in 

Deutschland die hervorragende Qualität 

der freiberuflichen Leistungserbringung. 

Damit diese nicht gefährdet wird, ist 

eine separate Verhandlung des Dienst-

leistungspakets geboten, um Qualität 

und Verbraucherschutz zu sichern und 

die Bürgerinnen und Bürger bestmöglich 

– auch in der Fläche – zu versorgen.

Herzlichst bin ich 

Ihr 

Hanspeter Klein 

Vorsitzender des VFB NW

Editorial freiberufliche Dienstleistungen – gerade 

unter dem Blickwinkel des Gemeinwohls 

und des öffentlichen Interesses – nicht 

zielführend. In der EU wie auch in den USA 

gelten rechtsstaatliche Prinzipien und es 

existieren etablierte Gerichtswesen. Sofern 

darüber hinaus ein Investitionsschutzkapi-

tel und eine Investor-Staat-Schiedsklausel 

vereinbart werden sollen, muss dafür Sorge 

getragen werden, dass die Handlungsfä-

higkeit von Staaten in Rechts- und Regu-

lierungsfragen nicht ausgehöhlt wird und 

die Schiedsverfahren rechtsstaatlichen 

Anforderungen genügen. Dies ist durch 

eine präzise Formulierung der Schutzvor-

schriften und den Rückgriff auf geeignete 

Schiedsverfahrensordnungen sicherzustel-

len.

Freihandelsabkommen TiSA

Dass eine Zwei-Pakete-Lösung allein 

aus verhandlungsökonomischen Erwägun-

gen Sinn machen könnte, zeigt der Blick 

auf das Abkommen über den Handel mit 

Dienstleistungen, kurz TiSA (Trade in Ser-

vices Agreement), welches ebenfalls den 

Abbau von Handelshemmnissen zum Ziel 

hat. Während die Medien über das Für und 

Wider von TTIP debattieren, verlaufen die 

Verhandlungen zu TiSA seit Jahren ohne 

wesentliche öffentliche Aufmerksamkeit. 

Die Vertreter nennen sich die „really good 

friends of services“ und treffen sich seit 

Anfang 2012 regelmäßig in Genf. Insge-

samt verhandeln 50 Staaten über TiSA, da-

runter auch die EU und die USA. Ähnlich 

wie bei TTIP kann TiSA alle Freien Berufe 

betreffen, also den heilberuflichen, den 

rechts-, steuer- und wirtschaftsberaten-

den, den technischen und kulturellen frei-

beruflichen Bereich. Bedauerlicherweise 

haben die Vertreter aus Deutschland für 

den technischen Teil der Freien Berufe die 

Auffassung der freiberuflichen Professio-

nen bisher nicht durchsetzen können. Hier 

ist eine Nachbesserung dringend geboten.

Siehe hierzu die weiterführenden Inter-
views mit den Europaabgeordneten der 
CDU und SPD zu TiSA auf den Seiten 3 und 4 
dieses Newsletters.



Z u  T i S A  g e f r a g t
Was sind die Auswirkungen 

des Dienstleistungsabkommens 
TiSA für die mittelständisch 

geprägte Wirtschaft generell und 
der Freien Berufe im Beson-
deren? Werden zum Beispiel 

ausländische Ärzte, Apotheker, 
Ingenieure, Rechtsanwälte, 

Steuerberater und Zahnärzte 
ungehinderten Zugang zum 
deutschen Markt erhalten?

Daniel Caspary, MdEP (CDU)
Mitglied des Ausschusses für internationa-

len Handel im Europäischen Parlament

Bei den TiSA-Verhandlungen wird in der 

öffentlichen Diskussion gerne ein drohen-

des Szenario von in den deutschen Markt 

einfallenden Anbietern aus Drittstaaten, 

insbesondere aus den USA, gezeichnet. Die 

EU ist der weltweit größte Exporteur von 

Dienstleistungen. Dienstleistungen ma-

chen circa 70 Prozent unserer Arbeitsplätze 

aus, und wir haben einen Handelsbilanz-

überschuss von circa 170 Milliarden Euro. 

Während die EU allerdings relativ offen ist, 

unterhalten manche unserer Handelspart-

ner noch immer erhebliche Handelsbar-

rieren. Um faire Voraussetzungen für den 

Dienstleistungshandel weltweit zu setzen, 

ist die EU den TiSA-Verhandlungen beige-

treten. Ein Abbau von Handelshemmnissen 

und Bürokratie eröffnet der EU einmalige 

Marktchancen. Ein gut verhandeltes TiSA 

kann Wachstum und Arbeitsplätze fördern.

Gerade deutsche Mittelständler und 

Freiberufler sind international für die hohe 

Weiter auf Seite 4

Qualität ihrer Dienstleistungen bekannt – 

und diese qualitativ hochwertigen Dienste 

können nun auch auf dem internationalen 

Markt und nicht nur in Deutschland ange-

boten werden. Im Gegenzug wird sich aber 

auch das Angebot für die Konsumenten 

erweitern – auch internationale Dienstleis-

ter können mit attraktiven und qualitativ 

hochwertigen Dienstleistungen aufwarten, 

die bisher auf dem deutschen Markt nicht 

erhältlich sind.

In Deutschland gehören ungefähr drei 

Viertel der mittelständischen Unternehmen 

dem Dienstleistungssektor an. Aus diesem 

Grund wird TiSA auch für mittelständi-

sche Unternehmen von Bedeutung sein, 

einschließlich einiger sogenannter Freien 

Berufe.

TiSA beabsichtigt, faire Voraussetzungen 

für den weltweiten Dienstleistungshandel 

in einigen Berufsgruppen der sogenannten 

Freien Berufe zu schaffen, zum Beispiel für 

Ingenieure, Rechtsanwälte oder Architek-

ten. Zu berücksichtigen ist, dass Dienstleis-

tungen, die in den Bereich der öffentlichen 

Daseinsvorsorge fallen, nicht Gegenstand 

der Verhandlungen sind.

Grundsätzlich werden ausländische 

Dienstleistungsanbieter, die diesen Berufs-

gruppen angehören, keinen ungehinderten 

Zugang zum deutschen beziehungswei-

se zum europäischen Markt erhalten. Der 

Marktzugang von solchen nichteuropäi-

schen Dienstleistungsanbietern wird von 

den zuständigen nationalen Behörden kon-

trolliert. TiSA wird dies nicht ändern. 

TiSA könnte die Prozeduren zur Anerken-

nung gleichwertiger Berufsqualifikationen 

regeln, allerdings wurde von der EU ein 

solches Abkommen zur Anerkennung von 

Berufsqualifikationen mit Drittstaaten bis-

her noch nicht abgeschlossen. Eine Befür-

BFB wählt Präsidium 
und Vorstand neu

Die Mitgliederversammlung des Bundes-

verbandes der Freien Berufe (BFB) hat Ende 

Juni 2015 in Berlin für die kommenden bei-

den Jahre sowohl das BFB-Präsidium als 

auch den neuen BFB-Vorstand gewählt. 

StB/WP Dr. Horst Vinken
Präsident des Bundesverbandes 

der Freien Berufe

Die Wahlen leitete Hanspeter Klein, Vor-

sitzender des Verbandes Freier Berufe im 

Lande Nordrhein-Westfalen e. V.  Die Er-

gebnisse der Präsidiumswahlen: Mit über-

wältigender Mehrheit haben die BFB-Mit-

glieder StB/WP Dr. Horst Vinken (NRW) als 

Präsident des Bundesverbandes der Freien 

Berufe bestätigt; BFB-Präsident Dr. Vinken 

ist gleichzeitig auch Präsident der Bun-

dessteuerberaterkammer. Wiedergewählt 

als BFB-Vizepräsident und Schatzmeister 

wurde der Präsident des Deutschen Steu-

erberaterverbandes und des Steuerberater-

Verbandes e. V. Köln, StB/WP Harald Elster 

(NRW).  In ihrem Amt als BFB-Vizepräsi-

dent bestätigt wurden auch Dr. Peter Engel 

(NRW), Präsident der Bundeszahnärztekam-

mer, RA Prof. Dr. Wolfgang Ewer, Präsidi-

umsmitglied des Deutschen Anwaltvereins, 

und vBP/StB Gerhard Albrecht, Vizepräsi-

dent der Wirtschaftsprüferkammer. Damit 

stellt NRW die BFB-Spitzenpositionen.

Neu im BFB-Präsidium ist unter anderem 

der für zwei Jahre gewählte Vertreter der 

Landesverbände im BFB RA/StB Dr. Björn 

Demuth, Präsident des Landesverbandes 

der Freien Berufe Baden-Württemberg.
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Bernd Lange, MdEP (SPD) 
Vorsitzender des Ausschusses für 

internationalen Handel im Europäischen 

Parlament

Wichtig ist festzuhalten, dass wir zu die-

sem Zeitpunkt noch keine abschließenden 

Aussagen darüber treffen können, was TiSA 

für Auswirkungen haben wird. Das Abkom-

men steckt schließlich mitten in den Ver-

handlungen.

Auch ist es sehr schwierig, die Auswir-

kungen von TiSA auf den Mittelstand all-

gemein zu messen, unter anderem weil 

der Markt für alle oben genannten Berufe 

nicht gleichermaßen geöffnet werden soll. 

Von einem ungehinderten Zugang zum 
deutschen Markt kann aber grundsätz-
lich nicht die Rede sein.

wortung der Berufsverbände wäre hierbei 

erforderlich, und die Zustimmung würde 

weiterhin den zuständigen Behörden und 

Regierungen obliegen.

TiSA schränkt die nationale Regulie-

rungsfreiheit – sei es in Sachen Qua-

litätsstandards und Gesundheits- und 

Ausbildungsstandards oder Umwelt- und 

Arbeitnehmerschutz – nicht ein. Selbst bei 

einer Öffnung eines Sektors für interna-

tionale Anbieter kann also keinesfalls die 

Rede davon sein, dass es eine Qualitätsero-

Auch bei Rechtsdienstleistungen behält 

sich die EU vor, Maßnahmen einzufüh-

ren oder beizubehalten. So beispielsweise 

wenn es um Rechtsberatung geht oder um 

die von Notaren erbrachten Dokumenta-

tions- und Zertifizierungsleistungen oder 

auch um Gerichtsvollziehertätigkeiten, die 

offiziell von der Regierung eingestellt sind. 

Zudem sollen grundsätzlich alle Rechts-

berufe, die einen öffentlichen Auftrag er-

füllen, komplett von der Liberalisierung 

ausgenommen sein. Alle anderen Anbieter 

von Rechtsdienstleistungen müssen von 

der Anwaltskammer zugelassen sein, um 

in Deutschland inländisches Recht aus-

üben und Fälle vor Gericht repräsentieren 

zu können.

Andererseits sind für Ingenieur- und 
Baudienstleistungen keine spezifischen 

Vorbehalte oder Einschränkungen vorgese-

hen. Der Zugang für ausländische Anbieter 

wird hier – anders als bei den oben ge-
nannten Berufen – vergleichsweise frei 
sein. 

Mehr Informationen zu den einzelnen 

Berufsgruppen und ihren Bestimmungen 

sind im TiSA-Verhandlungsangebot der EU 

zu finden unter der Website: 

h t t p : / / t r ade . e c . eu r opa . eu / doc l i b /

docs/2014 /july/tradoc_152689.pdf

Bis hierher kann man also sagen, dass 

die EU-Kommission versucht hat, europä-

ische und explizit auch deutsche Gesetz-

gebung, die die Freien Berufe reguliert, zu 

berücksichtigen. Jetzt müssen wir abwar-

ten, wie andere Verhandlungsparteien sich 

dazu positionieren, welche Einschränkun-

gen sie für problematisch halten und mit 

welchen Forderungen sie gegenüber der 

EU-Kommission auftreten. Das heißt, dass 

wir sehr aufmerksam bleiben müssen. [...]

Die Interviews der MdEPs von CDU und SPD 
und weitere Informationen finden Sie auf 
unserer Homepage: www.vfb-nw.de

sion gibt, denn die nationalen Qualitätsan-

sprüche gelten weiter.

Meine Kollegen und ich haben diese 

Punkte in einer Resolution des Europä-

ischen Parlamentes vom 4. Juli 2013 zu 

einem zukünftigen TiSA abrufbar unter 

http://www.europarl.europa.eu/sides/

getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-

TA-2013-0325+0+DOC+XML+V0//DE zur 

Voraussetzung unserer notwendigen Zu-

stimmung zu einem Verhandlungsergebnis 

gemacht. [...]

Denn für jede Berufsgruppe sollen eigene 

Regeln Anwendung finden. Manche sollen 
stärker reglementiert werden als andere. 
Für medizinische und zahnärztliche Leis-

tungen ist etwa vorgesehen, dass Deutsch-

land jegliche Maßnahmen einführen kann, 

solange ausländische Dienstleister grund-

sätzlich bei uns ihre Leistungen anbieten 

können. So wird etwa deutlich festgehal-

ten, dass Deutschland eine Bedürfnisprü-

fung bei Ärzten und Zahnärzten vornehmen 

kann, bevor sie die Zulassung erhalten, Pa-

tienten der gesetzlichen Krankenversiche-

rung zu behandeln. 

Ebenso ist für pharmazeutische Dienst-

leistungen vorgesehen, dass die EU sich 

das Recht vorbehält, jegliche Regulierung 

zu erlassen, die sie für notwendig erhält. In 

Deutschland etwa sind nur natürliche Per-

sonen befugt, pharmazeutische oder spe-

zifische medizinische Güter öffentlich zu 

vertreiben. Auch dürfen Personen, die das 

deutsche Zulassungsexamen nicht abgelegt 

haben, nur dann die Lizenz zur Übernahme 

einer Apotheke erhalten, wenn diese bereits 

seit drei Jahren besteht. Eine Schwemme 
von neuen Apotheken wird es also auch 
mit TiSA nicht geben.


